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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 05. KW I 2018 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Ende letzter Woche fiel in der CDU Landesgruppe eine wichtige Entscheidung für mich und meine 

politische Arbeit: Ich bin zum ordentlichen Mitglied des Bundestagsfinanzausschusses und zum 

stellvertretenden Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe bestimmt wor-

den. 

Damit ist meine Wunschkonstellation eingetreten und nun ich kann mich nun im Bundestag für die 

auskömmliche Finanzierung der Kommunen, auch in Oberberg einsetzen. Sollte ich als Stellvertre-

ter im Ausschuss für humanitäre Hilfe zum Einsatz kommen, steht für mich der Kampf gegen Fluch-

tursachen im Vordergrund. 

In dieser Woche wollen wir den Gesetzentwurf zur Aussetzung des Familiennachzuges bis Ende Juli 

2018 beschließen. In den Koalitionsgesprächen mit der SPD haben wir hierzu einen guten Kompro-

miss erzielen können. Der Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten wird zunächst weiter 

ausgesetzt und dann in stark begrenztem Umfang für humanitäre Fälle ermöglicht. Die Einigung ist 

zugleich ein positives Signal für die Koalitionsverhandlungen: CDU, CSU und SPD beweisen damit, 

dass sie auch in äußerst schwierigen Fragen gemeinsame Lösungen finden. 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Koalitionsverhandlungen in vollem Gange. 

Wir stehen mitten in den Koalitionsverhandlungen mit der SPD, an denen auch viele Kolleginnen 

und Kollegen aus der Fraktion beteiligt sind. Die erzielten Ergebnisse der Sondierungsgespräche 

sind dabei Ausgangspunkt und roter Faden. Bereits fest Vereinbartes werden wir nicht mehr aufge-

ben, es wird nur in Punkten ergänzt und erläutert. Eine gute Regierungsführung und eine erfreuli-

che wirtschaftliche Entwicklung geben uns die nötigen finanziellen Spielräume, um unser Land wei-

ter voranzubringen und zu modernisieren. Dabei steht das Thema Digitalisierung ganz vorne. Aber 

auch die Bereiche Sicherheit – innere und soziale –, Infrastruktur, Bildung und Familie stehen im 

Fokus, wofür wir jetzt den richtigen Rahmen setzen, Planungen beschleunigen und als Bund den 

Ländern bei der Bewältigung ihrer Aufgaben beistehen wollen. Wir haben uns den zeitlichen Rah-

men für die Gespräche eng gesetzt und wollen am Ende der laufenden Woche die Verhandlungen 

zu einem erfolgreichen Abschluss bringen.  

Wir wissen, dass es höchste Zeit ist, eine stabile Regierung für unser Land zu bilden und wieder als 

verlässlicher Ansprechpartner für unsere Freunde und Partner im Ausland zur Verfügung zu ste-

hen.
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Familiennachzug bei subsidiär Geschützten: Keine weitere Zuwanderung. 

So wie in den Sondierungsgesprächen mit der SPD vereinbart, bleibt der Familiennachzug zu dem 

Personenkreis der subsidiär Schutzberechtigten zunächst ausgesetzt. Ab 1. August 2018 wird der 

Zuzug der Kernfamilie aus humanitären Gründen im Umfang von maximal 1.000 Personen im Mo-

nat zugelassen. Die genauen Kriterien müssen in einem neuen Gesetzgebungsverfahren noch fest-

gelegt werden. Für besondere Einzelschicksale gilt wie bisher eine Härtefallregelung. Im Gegenzug 

entfällt die Aufnahme von – wie bisher – monatlich 1.000 Flüchtlingen aus Griechenland und Ita-

lien. Es gibt damit nicht mehr Zuwanderung nach Deutschland. Das war unser Ziel. Wir haben mit 

den Sozialdemokraten hart um diese Regelung zur Begrenzung der Zuwanderung gerungen. Mit 

der Einigung wurde auch eine wichtige Hürde im Rahmen der Koalitionsverhandlungen genom-

men. Wir haben unser Regelwerk zur Migration durchgesetzt, weil CDU und CSU geschlossen ge-

handelt haben. 

 

Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus. 

Am 27. Januar 1945 wurde das deutsche Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz durch 

die Rote Armee befreit. In dieser Sitzungswoche begehen wir wie jedes Jahr diesen Gedenktag in 

Erinnerung an das Menschheitsverbrechen der Shoah, das von deutschem Boden ausging. Immer 

noch haben wir Antisemitismus – bestehenden und neu hinzukommenden – in unserem Land zu 

beklagen. Wir stehen an der Seite aller Menschen jüdischen Glaubens und werden nicht zulassen, 

dass diese heute wieder vermehrt um ihre Sicherheit in Deutschland fürchten müssen.  

Die Gedenkrede im Plenum des Deutschen Bundestages hält mit Anita Lasker-Wallfisch eine Über-

lebende der Konzentrationslager Auschwitz und Bergen-Belsen. Sie wurde gemeinsam mit ihrer 

Schwester Renate durch ihre Erklärung, die sie am 15. April 1945 inmitten von Leichenbergen im 

Lager Bergen-Belsen abgaben, als "Stimmen der BBC" bekannt. Frau Lasker-Wallfisch ist als Cellis-

tin Mitbegründerin des English Chamber Orchestra. Im Jahr 2000 erschien ihr Buch "Ihr sollt die 

Wahrheit erben: Die Cellistin von Auschwitz - Erinnerungen". 

 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtig-

ten. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in zweiter und dritter Lesung beraten, wollen wir den Famili-

ennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten bis zum Inkrafttreten der Neuregelung, längstens bis 

zum 31. Juli 2018, aussetzen. Ab 1. August wird der Zuzug der Kernfamilie im Umfang von maximal 

1.000 Personen im Monat zugelassen. Für besondere Einzelschicksale gilt wie bisher eine Härtefall-

regelung. Damit tragen wir der begrenzten gesellschaftlichen Aufnahme- und Integrationsfähigkeit 

gerade auf Ebene der Kommunen und Gemeinden Rechnung und sorgen für eine geregelte Zuwan-

derung.  
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Jahreswirtschaftsbericht 2018. Der diesjährige Bericht der Bundesregierung „Wirtschaftlich ge-

stärkt in die Zukunft“ prognostiziert auch für 2018 ein anhaltend starkes Wirtschaftswachstum. 

Der Aufschwung wird breit getragen von Binnenkonsum, Außenhandel und zuletzt auch durch ei-

nen starken Anstieg der Investitionen. Der Arbeitsmarkt befindet sich weiterhin in einem ausge-

zeichneten Zustand, die Bundesregierung rechnet mit einem Zuwachs von rund 500.000 Arbeits-

plätzen. Auch die weiter sinkende Arbeitslosigkeit trägt zu der guten wirtschaftlichen Prognose 

bei. 

 

III. Daten und Fakten 

Deutlicher Rückgang der chronischen Arbeitslosigkeit. Seit 2006 hat sich der Anteil der 

chronisch Arbeitslosen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen und Erwerbslosen in Deutschland 

halbiert und sank von mehr als sechs auf rund drei Prozent. Zu diesem Ergebnis kommt eine 

aktuelle Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Anders als der Indikator 

Langzeitarbeitslosigkeit dokumentiert die Zahl der chronisch Arbeitslosen auch diejenigen 

Personen, die zwar kurze Phasen der Beschäftigung durchlaufen oder an arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen teilnehmen, aber dennoch auf dem Arbeitsmarkt nicht nachhaltig Fuß fassen können. 

Die Langzeitarbeitslosigkeit umfasst demgegenüber lediglich Personen, die mindestens zwölf 

Monate durchgängig arbeitslos sind. Im Jahr 2015 belief sich die Zahl der chronisch Arbeitslosen 

auf 1,2 Mio., die der Langzeitarbeitslosen auf rund eine Million. 2006 waren es noch jeweils 2,6 

Mio. und 1,9 Mio. 

(Quelle: Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) 

 

 


